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Synopse zur vierten Änderung der Satzung zur Durchführung von Bürgerentscheiden vom  
13. März 2001 

 

bisherige Fassung:   
   

§ 3 Abs. 2 

Von der Abstimmungsberechtigung 
ausgeschlossen ist  

1. derjenige, für den zur Besorgung aller 
seiner Angelegenheiten ein Betreuer nicht 
nur durch einstweilige Anordnung bestellt 
ist; dies gilt auch, wenn der Aufgabenkreis 
des Betreuers die in § 1896 Abs. 4 und § 
1905 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bezeichneten Angelegenheiten nicht 
erfasst,  

2. wer infolge Richterspruchs in der 
Bundesrepublik Deutschland das 
Wahlrecht nicht besitzt. 

§ 5 

(1) Für jeden Abstimmungsvorstand wird 
ein Abstimmungsverzeichnis geführt. In 
das Abstimmungsverzeichnis werden alle 
Personen eingetragen, bei denen am 35. 
Tag vor dem Abstimmungstag (Stichtag) 
feststeht, dass sie abstimmungsberechtigt 
und nicht von der 
Abstimmungsberechtigung 
ausgeschlossen sind. Von Amts wegen in 
das Abstimmungsverzeichnis einzutragen 
sind auch die nach dem Stichtag bis zum 
16. Tag vor der Abstimmung zugezogenen 
und bei der Meldebehörde gemeldeten 
Abstimmungsberechtigten. 

(2) Abstimmungsberechtigte können nur 
bei dem Abstimmungsvorstand 
abstimmen, in dessen 
Abstimmungsverzeichnis sie eingetragen 
sind.  

 

 

 

neue Fassung:   
  

§ 3 Abs. 2 

Von der Abstimmungsberechtigung 
ausgeschlossen ist wer infolge 
Richterspruchs in der Bundesrepublik 
Deutschland das Wahlrecht nicht besitzt. 

 

 

 

 

 

 

§ 5  

(1) Für jeden Abstimmungsvorstand wird 
ein Abstimmungsverzeichnis geführt. In 
das Abstimmungsverzeichnis werden alle 
Personen eingetragen, bei denen am 42. 
Tag vor dem Abstimmungstag (Stichtag) 
feststeht, dass sie abstimmungsberechtigt 
und nicht von der 
Abstimmungsberechtigung 
ausgeschlossen sind. Von Amts wegen in 
das Abstimmungsverzeichnis einzutragen 
sind auch die nach dem Stichtag bis zum 
16. Tag vor der Abstimmung zugezogenen 
und bei der Meldebehörde gemeldeten 
Abstimmungsberechtigten. 

(2) Abstimmungsberechtigte können nur 
bei dem Abstimmungsvorstand abstimmen, 
in dessen Abstimmungsverzeichnis sie 
eingetragen sind. Nur Inhaber eines 
Stimmscheins können in jedem 
Stimmbezirk des Abstimmungsgebiets 
oder durch Brief abstimmen. 
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(3) Jeder Abstimmungsberechtigte hat das 
Recht, an den Werktagen vom 20. bis zum 
16. Tag vor der Abstimmung während der 
allgemeinen Öffnungszeiten die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der zu seiner Person 
im Abstimmungsverzeichnis 
eingetragenen Daten zu prüfen. Zur 
Überprüfung der Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Daten von anderen im 
Abstimmungsverzeichnis eingetragenen 
Personen haben Abstimmungsberechtigte 
während des in Satz 1 genannten 
Zeitraumes nur dann ein Recht auf 
Einsicht in das Abstimmungsverzeichnis, 
wenn sie Tatsachen glaubhaft machen, 
aus denen sich die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des 
Abstimmungsverzeichnisses ergeben 
kann. Das Recht zur Überprüfung nach 
Satz 2 besteht nicht hinsichtlich der Daten 
von Abstimmungsberechtigten, für die im 
Melderegister ein Sperrvermerk nach § 34 
Abs. 6 des Meldegesetzes eingetragen ist. 

 

 

§ 17 
 
Folgende Vorschriften der 
Kommunalwahlordnung vom 31.08.1993 
(GV. NRW. S. 592, 967), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 16.07.1999 (GV. 
NRW. S. 416), finden entsprechende 
Anwendung: §§ 4, 6 bis 8, 11, 12 Abs. 1, 2 
und 4, 13 bis 20, 22, 23, 32 Abs. 6, 33 bis 
44, 49 bis 60, 61 Abs. 1, 2, 3 und 5, 63 Abs. 
1, 81 bis 83.  

 

 

 

 

 

 

(3) Jeder Abstimmungsberechtigte hat das 
Recht, an den Werktagen vom 20. bis zum 
16. Tag vor der Abstimmung während der 
allgemeinen Öffnungszeiten die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der zu seiner Person 
im Abstimmungsverzeichnis eingetragenen 
Daten zu prüfen. Zur Überprüfung der 
Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten 
von anderen im Abstimmungsverzeichnis 
eingetragenen Personen haben 
Abstimmungsberechtigte während des in 
Satz 1 genannten Zeitraumes nur dann ein 
Recht auf Einsicht in das 
Abstimmungsverzeichnis, wenn sie 
Tatsachen glaubhaft machen, aus denen 
sich die Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des 
Abstimmungsverzeichnisses ergeben 
kann. Das Recht zur Überprüfung nach 
Satz 2 besteht nicht hinsichtlich der Daten 
von Abstimmungsberechtigten, für die im 
Melderegister ein Sperrvermerk nach § 51 
des Bundesmeldegesetzes vom 3. Mai 
2013 (BGBl. I S. 1084) in der jeweils 
geltenden Fassung eingetragen ist. 

 

§ 17 
 
Sofern der Tag des Bürgerentscheides 
nicht mit einem regulären Wahltag 
verbunden werden kann (Durchführung 
innerhalb von 3 Monaten) oder andere 
gewichtige Gründe vorliegen, wird der 
Bürgerentscheid ausschließlich durch 
Stimmabgabe per Briefabstimmung 
durchgeführt.  
 
In diesem Fall finden die §§ 4 Abs. 2 und 6 
Abs. 2 b) dieser Satzung keine 
Anwendung. 
 
Der Abstimmungsbenachrichtigung nach § 
7 ist die Information beizufügen, dass es 
sich um eine reine Briefabstimmung 
handelt. Abstimmungsort und 
Abstimmungszeit sind entsprechend 
anzupassen. 
 
Die Bekanntmachung nach § 8 dieser 
Satzung findet bei einer ausschließlichen  
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§ 18 
 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer 
Kraft, sobald und soweit das 
Innenministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen entsprechende Regelungen 
durch Rechtsverordnung gem. § 26 Abs. 10 
Gemeindeordnung in Kraft gesetzt hat.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Briefwahl spätestens am 30. Tag vor dem 
Bürgerentscheid statt. 
 
In die Bekanntmachung ist ebenfalls die 
Information zur Art der Abstimmung (reine 
Briefwahl) aufzunehmen. 
 
Im Übrigen bleibt § 8 der Satzung 
unverändert anwendbar. 
 

§ 18 

Folgende Vorschriften der 
Kommunalwahlordnung vom 31.08.1993 
(GV. NRW. S. 592, 967), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 16.07.1999 (GV. 
NRW. S. 416), finden entsprechende 
Anwendung: §§ 4, 6 bis 8, 11, 12 Abs. 1, 2 
und 4, 13 bis 20, 22, 23, 32 Abs. 6, 33 bis 
44, 49 bis 60, 61 Abs. 1, 2, 3 und 5, 63 Abs. 
1, 81 bis 83.  

§ 19 

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer 
Kraft, sobald und soweit das 
Innenministerium des Landes Nordrhein-
Westfalen entsprechende Regelungen 
durch Rechtsverordnung gem. § 26 Abs. 10 
Gemeindeordnung in Kraft gesetzt hat.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


